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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Anlage 1 


Stellungnahme des Bundesrates 

Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 368 t Abs. 1 bis 5 RVO) 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte die in 
§ 368 t Abs. 1 bis 5 vorgesehene Richtlinien-Kompe- 
tenz der Bundesausschüsse der Ärzte und Kranken- 
kassen im Hinblick auf die Notwendigkeit vollstän- 
diger normativer Eingriffsgrundlagen (Artikel 12 
Abs. 1 Satz 2 GG) dahin überprüft werden, daß an die 
Stelle der Richtlinien eine Ermächtigung des staatli- 
chen Normgebers zum Erlaß von Verordnungsrecht, 
i. V. m. der in § 368 c Abs. 4 vorgesehenen Verord- 
nungsermächtigung, tritt Dies würde eine Ergän- 
zung ausreichender normativer Grundlagen durch 
Richtlinien der Bundesausschüsse nicht ausschlie- 
ßen. 


Begründung 

Die vorgesehenen Zulassungsbeschränkungen be- 
dürfen nach Artikel 12 Abs. 1 Satz 2 GG einer recht- 
satzmäßigen Regelung. Dabei geht der Entwurf zu- 
treffend davon aus, daß die materiellen gesetzlichen 
Vorgaben — Gefährdung der zweckmäßigen und 
wirtschaftlichen kassenärztlichen Versorgung — 
durch weitere einheitliche Maßstäbe und Bewer- 
tungsgrundlagen ausgefüllt werden müssen. Dafür 
spricht das rechtsstaatliche Gebot der Rechtsklar- 
heit und Rechtsanwendungsgleichheit. Die Bestim- 
mung der Voraussetzungen einer regionalen Zulas- 


sungssperre sollte soweit wie möglich dem Beurtei- 
lungsermessen der Verwaltung entzogen sein; sie 
bedürfen einer hinreichend bestimmten normativen 
Regelung, aus der Umfang und Grenzen des zulässi- 
gen Eingriffs in die Berufsfreiheit erkennbar und 
voraussehbar sind. Die Bestimmtheit der Gesamtre- 
gelung muß der Grundrechtsrelevanz und der In- 
tensität des Grundrechtseingriffs entsprechen 
(BVerfGE 58, 277 m. w. N.). Damit wird zugleich der 
Gefahr einseitiger berufspolitischer Erwägungen 
vorgebeugt (BVerfGE 33, 159 f.; 381 f.). 

Diesen Anforderungen kann durch Richtlinien der 
Bundesausschüsse nicht genügend Rechnung getra- 
gen werden. Sie stellen keine Rechtsnormen dar und 
können die außenstehenden Berufsbewerber nicht 
binden. Angelegenheiten, die die grundrechtlich ge- 
schützten Interessen von Nichtmitgliedern betref- 
fen, können auch durch Satzungsrecht der Selbst- 
verwaltungsorgane nicht geregelt werden 
(BVerfGE 33, 160). Daher sollte die Ausfüllung der 
Gesetzesgrundlagen des § 368 t RVO einer Rechts- 
verordnung übertragen werden. Unter Einbezie- 
hung der Verordnungsermächtigung des § 368 c 
Abs. 4 RVO wird es sich dabei empfehlen, die Er- 
mächtigung zur Regelung des Verfahrens entspre- 
chend der Bedeutung, die hier kontrollierbaren Ver- 
fahrensschritten zur Prüfung der wesentlichen Ent- 
scheidungsfaktoren zukommt, weiter zu konkreti- 
sieren. 


Anlage 2 


Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 368 1 Abs. 1 bis 5 RVO) 

Die Bundesregierung wird die vorgeschlagene recht- 
liche Prüfung vornehmen. 
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